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Vorwort 

Das Thema entsprang der mehr oder minder zufälligen Erkenntnis des Ver­
fassers, daß die bereichsspezifischen Datenschutzregelungen des Bayerischen 
Polizeiaufgabengesetzes trotz ihrer Detailgenauigkeit keine explizite Regelung 
hinsichtlich des Umganges mit rechtswidrig erlangten Daten enthalten. Glei­
ches gilt für die allenneisten anderen allgemeinen wie bereichs spezifischen 
Datenschutzbestimmungen des Bundes und der Länder. 

Dies führte zu der interessanten und praxisrelevanten Frage, ob sich hieraus 
ohne weiteres schließen läßt, daß die rechtswidrige Erlangung für die weitere 
Verarbeitung, insbesondere die Verwertung der Daten ohne Belang ist. Bzw. 
allgemeiner fonnuliert, ob rechtswidrig erlangte Infonnationen im Verwal­
tungsverfahren verwertet werden dürfen oder ob insoweit ein Verwertungsver­
bot besteht. Besagter Problematik ist die Arbeit gewidmet. 

Sie wurde im Sommer 1998 von der Juristischen Fakultät der Ludwig-Ma­
ximilians-Universität München als Dissertation angenommen. Literatur und 
Rechtsprechung fanden Berücksichtigung bis Anfang 1998. 

Mein Dank gebührt meinem Doktorvater, Prof. Dr. Peter Lerche, für die 
freundliche Betreuung der Arbeit sowie meiner Frau und meinen Eltern für ihre 
Unterstützung. 

München, im Juni 1999 Klaus Macht 
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Grundgesetz rur die Bundesrepublik Deutschland 

Gemeinschaftskommentar zum Sozialgesetzbuch 

(BorchertiHase/Walz) 

Gedächtnisschri ft 

herrschende Meinung 

Hessisches Datenschutzgesetz 

Herausgeber 

Halbsatz 

Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung 

im Ergebnis 

in der Regel 

im engeren Sinne 

im Sinne 
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i.V.m. in Verbindung mit 

InfStW Die Information über Steuer und Wirtschaft 

JA Juristische Arbeitsblätter 

JR Juristische Rundschau 

JurA Juristische Analysen 

Jura Juristische Ausbildung 

JuS Juristische Schulung 

JZ Juristenzeitung 

KO Konkursordnung 

Lb. Lehrbuch 

LDSG Landesdatenschutzgesetz 

fit. Buchstabe 

m.w.N. mit weiteren Nachweisen 

MDR Monatsschrift rur Deutsches Recht 

n.b. notabene 

NGefAG Niedersächsisches Gefahrenabwehrgesetz 

NJW Neue Juristische Wochenschrift 

NJW-RR NJW -Rechtsprechungsreport 

NStZ Neue Zeitschrift rur Strafrecht 

NVwZ Neue Zeitschrift rur Verwaltungsrecht 

Nw. Nachweis 

NWDSG Datenschutzgesetz rur Nordrhein-Westfalen 

NZS Neue Zeitschrift rur Sozialrecht 

OLG Oberlandesgericht 

OVG Oberverwaltungsgericht 

PolG Polizeigesetz 

PolGNW Polizeigesetz rur Nordrhein-Westfalen 

RAO Reichsabgabenordnung 

RDV Recht der Datenverarbeitung 

Rh.-Pf. Rheinland-Pfalz 

RIW Recht der Internationalen Wirtschaft 

Rs. Rechtssache 

Rspr. Rechtsprechung 

2' 
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Rz. 

SächsDSG 

SächsPolG 

SchlHAnz 

SDSG 

SGb 

SGB-I 

SGB-X 

Sig. 

SOGLSA 

SozVers 

SPolG 

StB 

StbKongRep 

StBp 

StPO 

StUG 

StuW 

StV 

StVG 

StVO 

StVollzG 

ThürDSG 

ThürPAG 

Univ.Diss. 

VDR 

VerwArch 

VG 

Abkürzungsverzeichnis 

Randziffer 

Sächsisches Datenschutzgesetz 

Sächsisches Polizeigesetz 

Schieswig-Hoisteinische Anzeigen (Justizmini­

sterialblatt rur Schieswig-Hoistein) 

Datenschutzgesetz rur das Saarland 

Die Sozialgerichtsbarkeit 

Sozialgesetzbuch, Erstes Buch (Allgemeiner 

Teil) 

Sozialgesetzbuch, . Zehntes Buch (Verwaltungs­

verfahren) 

Sammlung 

Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung im Lande Sachsen Anhalt 

Die Sozialversicherung 

Polizeigesetz rur das Saarland 

Der Steuerberater 

Steuerberaterkongreß-Report 

Die steuerliche Betriebsprufung 

Strafprozeßordnung 

Stasi-Unterlagengesetz 

Steuer und Wirtschaft 

Strafverteidiger (Zeitschrift) 

Straßenverkehrsgesetz 

Straßenverkehrsordnung 

Strafvollzugsgesetz 

Datenschutzgesetz rur Thüringen 

Polizeiaufgabengesetz rur Thüringen 

Universitätsdissertation 

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 

Verwaltungsarchiv 

Verwaltungsgericht 



VGPolGBbG 

VR 

VVDStRL 

VwGO 

VwVfG 

WM 

WPg 

ZPO 

ZRP 

ZStW 

ZZP 
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Vorschaltgesetz zu einem Polizei gesetz für das 

Land Brandenburg 

VerwaItungsrundschau 

Veröffentlichungen der Vereinigung der deut­

schen Staatsrechtslehrer 

Verwaltungsgerichtsordnung 

Verwaltungsverfahrensgesetz 

Wertpapiermitteilungen (Zeitschrift für Wirt­

schafts- und Bankrecht) 

Die Wirtschaftsprüfung 

Zivilprozeßordnung 

Zeitschrift für Rechtspolitik 

Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen­

schaft 

Zeitschrift für den Zivilprozeß 





Erstes Kapitel 

Einleitung 

A. Gegenstand der Untersuchung und Problemstellung 

Infolge der wachsenden technischen Möglichkeiten der modemen Datenver­
arbeitung haben gleichzeitig auch die Gefahren fUr den Bürger zugenommen, 
daß die staatliche Verwaltung scheinbar belanglose personenbezogene Infor­
mationen zu einem Informationsverbund zusammenfügt und letztlich sogar zu 
einem Persönlichkeitsprofil kombiniert, ohne daß er dies kontrollieren könnte, 
vielleicht sogar ohne hiervon überhaupt Kenntnis zu erlangen. Insbesondere 
entzieht es sich dem Einblick des betroffenen Bürgers, wenn Informationen 
über ihn innerhalb des staatlichen Verwaltungsapparates weitergegeben werden, 
d.h. von einer organisatorisch selbständigen Behörde an eine andere. Hier wird 
eine Datenübertragung durch die Technik der elektronischen Datenverarbeitung 
mühelos und auch weitgehend spurlos möglich. 

Dieser gesteigerten Gefahr hat die Rechtsprechung Rechnung getragen, in­
dem sie immer neue und strengere Anforderungen an Informationserlangung 
und -verarbeitung durch die Verwaltung aufstellte. Ihren vorläufigen Höhepunkt 
hat diese Entwicklung im weithin beachteten VolkszählungsurteiJI vom 
15.12. 1983 des Bundesverfassungsgerichts (B V erfG) gefunden, in welchem das 
Gericht filr den Umgang staatlicher Stellen mit personenbezogenen Daten des 
Bürgers eine gesetzliche Grundlage verlangte. Das Urteil zog eine Fülle neuer 
Regelungen über die Informationsverarbeitung staatlicher wie privater Stellen 
nach sich und, obwohl es mittlerweile fast 15 Jahre zurückliegt, ist diese Nor­
mierungswelle noch nicht abgeschlossen. Im Gegenteil scheint es, als ob nun 
auch auf europäischer Ebene dem Bedürfnis nach Datenschutz vermehrt Rech­
nung getragen wird und hier eine Vielzahl von gemeinschaftlichen Vorhaben zu 
erwarten ist.2 

Mit der dichteren Reglementierung nehmen auch die Fälle rechtswidriger In­
formationserlangung durch die Verwaltung zu, die vorher weitgehend unbehel-

1 BVerfGE 65, 1 ff. 
2 Vgl. nur die europäische Datenschutzrichtlinie 95/46/EG. (S. S. 328 ff.) 
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Iigt vom Vorbehalt des Gesetzes Daten sammeln und verarbeiten konnte, da 
man überwiegend annahm, daß dieser Vorgang dem Binnenbereich der Ver­
waltung zuzuordnen und damit der rechtlichen Kontrolle entzogen seV 

Eine Frage von erheblicher praktischer Bedeutung ist daher, welche Folgen 
eine solche rechtswidrige Informationserlangung bzw. -verarbeitung durch die 
Verwaltung hat: Dürfen diese rechtswidrig erlangten Informationen im weiteren 
Verwaltungsverfahren verwertet und damit Grundlage einer etwaigen abschlie­
ßenden Sachentscheidung werden oder unterliegen sie einem Verwertungsver­
bot? 

Während die Anforderungen, welche an die Erhebung und Verarbeitung von 
Informationen durch die Verwaltung zu stellen sind, in Rechtsprechung und 
Lehre, aber auch in der Öffentlichkeit ausfilhrlich diskutiert wurden und immer 
noch werden, findet man kaum Aussagen darüber, welche Folgen eine rechts­
widrige Informationserlangung bzw. -verarbeitung nach sich zieht. Diese Frage 
wird filr das Verwaltungs verfahren ganz im Gegensatz zu ihrer praktischen 
Bedeutung in Rechtsprechung und Lehre kaum gestellt. Vielmehr wird das 
Problem zumeist gar nicht gesehen. Wenn doch, dann fehlt es regelmäßig an 
einer eingehenden Auseinandersetzung, insbesondere wird nicht auf die grund­
rechtliche Dimension der Problematik eingegangen, was nach dem Volkszäh­
lungsurteil eigentlich zu erwarten wäre. Auffällig ist der Vorsprung, welchen 
die Verwertungsverbotsdiskussion in anderen Rechtsgebieten, besonders im 
Strafprozeßrecht, wo die Frage schon seit beinahe einem Jahrhundert in der 
Kontroverse steht4, aufweist. 

Deshalb erscheint es dringend erforderlich, sich dieser Frage auch filr das 
Verwaltungsverfahren anzunehmen und zu klären, ob und ggfs. inwieweit die 
Rechtswidrigkeit einer Informationserlangung bzw. -verarbeitung im Verwal­
tungsverfahren ein Verwertungsverbot filr die auf diese Weise erlangte Infor­
mation nach sich zieht. 

Dies soll in der vorliegenden Arbeit versucht werden. 

B. Terminologie 

Soweit kein anderslautender Hinweis erfolgt oder sich aus dem Kontext 
nichts anderes ergibt, werden in der vorliegenden Abhandlung die Begriffe der 

3 Vgl. Hufen, Fehler, Rz. 138 m.w.N. 

4 V gl. Fn. 125 im 2. Kapitel. Dazu sogleich unter S. 73 ff. 



B. Terminologie 25 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung LS. des § 3 IV, V, VI BDSG verwendet. 
Teilweise allerdings wird der Begriff der Verarbeitung in einem umfassenden 
Sinne gebraucht, was dann aber aus dem Textzusammenhang heraus deutlich 
wird. Er erfaßt in diesem Fall jede Art des Informationsumgangs und ist damit 
synonym zum Begriff des Umgangs, der sonst in dieser Untersuchung, wie auch 
in § 1 I BDSG, rur jede denkbare staatliche Informationstätigkeit steht. Der 
Begriff der personenbezogenen Daten und personenbezogenen Informationen 
wird synonym gebraucht. Er entspricht demjenigen des § 3 I BDSG. Auch die 
Begriffe der Weitergabe und Übertragung sind Synonyme zu demjenigen der 
Übermittlung (§ 3 V Nr. 3 BDSG). 

Mit Erlangung ist im Rahmen dieser Arbeit jedes Gelangen von Informatio­
nen in die staatliche Sphäre gemeint, ganz gleich, ob dieses aktiv, also durch 
Erhebung, oder bloß passiv, gleichsam zuflUlig, d.h. ohne zielgerichtetes staat­
liches Handeln, erfolgt. 

Der zentrale Begriff der Informationsverwertung läßt sich als das Berück­
sichtigen von Informationen im Rahrilen eines Entscheidungsprozesses, der mit 
einer Sachentscheidung gegenüber dem Betroffenen endet, defmieren.5 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang der Hinweis, daß der Nutzungsbegriff 
der Datenschutzgesetze (§ 3 VI BDSG) die Informationsverwertung einschließt. 
Denn die Definition der Nutzung als ,jede Verwendung personenbezogener 
Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung handelt" ist umfassend angelegt.6 
Im Hinblick auf die grundrechtliche Dimension des staatlichen Datenumgangs 
soll sie eventuelle Lücken schließen, welche nicht durch die Begriffe der Erhe­
bung und Verarbeitung abgedeckt sind.7 Der Begriff der Verwendung dient 
hierbei, wie aus § 3 VI BDSG hervorgeht, als Oberbegriff rur jedes Arbeiten 
mit personenbezogenen Daten.8 

5 Ähnlich Hüsch, Verwertungsverbote, S. 5; vgl. auch die Verwertungsdefinition im 
Strafverfahren (s. S. 73 f), welche allerdings zumeist nicht auf Informationen, sondern 
auf Beweise abstellt, da hier das Augenmerk nicht auf eine wie auch immer geartete 
Sachentscheidung, sondern auf ein Urteil gerichtet ist. 

6 Dammann in SimitislDarnmanniGeigerlMallmann/Walz, BDSG, § 3 Rz. 195; Berg­
mannlMöhrle/Herb, BDSG, § 3 Rz. 108. 

7 V gl. SchafJlandiWiltfang, BDSG, § 3 Rz. 106; zum BayDSG s.a. Ehmann in 
Wilde/EhmannlNiese/Knoblauch, BayDSG, Art. 2 Rz. 13. 

8 GolalSchomerus, BDSG, § 2 Anm. 13.1.; vgl. zum Verwendungsbegriff in der 
Rechtsprechung des BVerfG S. 35 f. 
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